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Nur Managementfehler?

General  Motors,  die  Mutter  des  defizitären  Autobauers  Opel,  will  demnächst  allein  in
Deutschland 10.000 Arbeitsplätze abbauen. Das heißt,  es stehen Massenentlassungen
und unter Umständen sogar ganze Werksschließungen vor der Tür. Die Einzelhandelsket-
te Spar hat ebenfalls drastische Personalreduzierungen angekündigt, 1.000 von derzeit
3.600 Stellen sollen in Kürze wegfallen. Und beim in die Krise geratenen Kaufhauskonzern
Karstadt-Quelle werden - sozialverträglich, wie es heißt - 5.500 Arbeitsplätze eliminiert.
Das sind allerdings nur spektakuläre Einzelfälle, sozusagen die Spitze des Eisbergs. In
Wahrheit ist der Arbeitsplatzabbau in Deutschland viel dramatischer.

Dem Management von Opel und Karstadt-Quelle werden von Seiten der Politik, den Ge-
werkschaften und den Betriebsräten verheerende Managementfehler vorgeworfen, die für
die schmerzhaften Einschnitte beim Personal verantwortlich seien. Nieten in Nadelstreifen
sozusagen. Es mag richtig sein, der Führung von Opel und Karstadt-Quelle Mißmanage-
ment vorzuwerfen, doch ist das nur die halbe Wahrheit. Die Klagen über Managementfeh-
ler verdecken nämlich den Blick auf die eigentliche Ursache der Krise. Diese ist weniger
auf der einzelbetrieblichen Ebene zu suchen, sondern hauptsächlich auf der gesamtwirt -
schaftlichen.

Über die schwierigen, von der Politik (ob Rot-Grün oder Schwarz-Gelb) selbst herbeige-
führten negativen Rahmenbedingungen spricht leider kaum jemand. Zumindest nicht im
Zusammenhang mit Opel und Karstadt-Quelle. Daran haben Schröder, Clement & Co. lo-
gischerweise kein Interesse. Es ist eben wesentlich leichter und populärer, auf die hochbe-
zahlten und in der Bevölkerung ziemlich unbeliebten Manager einzuprügeln. Helfen kön-
nen sich die taumelnden Unternehmen indes nur begrenzt, die Lösung der Misere liegt
vielmehr in  einer  grundsätzlich anderen Wirtschaftspolitik.  Die ökonomischen Rahmen-
bedingungen müssen sich spürbar verändern, erst dann kann krisengeschüttelten Betrie-
ben oder ganzen Branchen wirklich geholfen werden.

Im Jahr 2003 lagen die Umsätze des deutschen Einzelhandels 1,4 Prozent unter (!) dem
Wert von vor zehn Jahren. [1] Und die Neuzulassungen von Personenkraftwagen gehen
hierzulande nun schon vier Jahre hintereinander zurück. [2] Das ist Ausfluß der tiefgreifen-
den Konsumkrise auf dem hiesigen Binnenmarkt, die aus dem drastischen Rückgang der
Nettorealverdienste der abhängig Beschäftigten resultiert (Nettorealverdienste = Bruttover-
dienste um die Inflationsrate bereinigt, abzüglich Steuern und Sozialabgaben). So waren
in Deutschland im vergangenen Jahr die durchschnittlichen realen Nettoeinkommen 5,2
Prozent niedriger als eine Dekade zuvor. [3]

Es ist evident, daß in schrumpfenden Märkten, also bei kaufkraftbedingten Umsatzeinbu-
ßen, unter  den Betrieben der  betroffenen Branchen unausweichlich ein Ausleseprozeß
einsetzt, dem notwendigerweise das ein oder andere Unternehmen zum Opfer fallen muß.
Irgendein Unternehmen trifft es immer, es fragt sich bloß welches. Es geht folglich nicht
um das Ob, sondern um das konkrete Wie. Natürlich sind die am schlechtesten aufgestell -
ten Betriebe als erste an der Reihe, wenn derartige Marktbereinigungen stattfinden. Inso-
fern ist die Krise von Opel und Karstadt-Quelle nachvollziehbar.

Früher gab es vier große Warenhausketten: Hertie, Horten, Karstadt und Kaufhof. Hertie
wurde von Karstadt geschluckt, Horten von Kaufhof. Gegenwärtig beobachten wir im Be-
reich des Einzelhandels abermals eine einschneidende Marktbereinigung, bei der vielleicht
am Ende nur noch Kaufhof überleben wird. In der Automobilindustrie ist es ähnlich. Wären



nicht VW und Opel in der Krise, dann eben andere. Aber daß irgendein Unternehmen im
Verdrängungswettbewerb auf der Strecke zu bleiben droht, ist einleuchtend.

Bei  schrumpfenden  Märkten  kann  es  nicht  allen  zusammen  gut  gehen.  Entweder
schrumpfen, was unwahrscheinlich ist,  sämtliche Unternehmen gemeinsam in gleichem
Maße oder einzelne Mitspieler scheiden zwangsläufig irgendwann aus dem Spiel aus. Da
der Kuchen immer kleiner wird, gibt es erfahrungsgemäß weniger zu verteilen. Eine Bin-
senweisheit. Auch wenn sich jeder noch so sehr abstrampelt, der Kuchen wird dadurch
nicht größer, dafür aber der Streit um die jeweiligen Anteile daran. Im Umkehrschluß be-
deutet das: Wer derartige Marktbereinigungen verhindern will, muß die Märkte zum Wach-
sen bringen. Und wie bringt man Märkte zum Wachsen? Nun, indem man die zur Verfü-
gung stehende Kaufkraft stärkt.

Zwar redet das politische Establishment andauernd von einer Stärkung der Kaufkraft, doch
betreibt es in der Praxis fortwährend das genaue Gegenteil. Rot-Grün entlastet durch die
partielle Aufgabe der paritätischen Beitragsfinanzierung in der Renten- und Krankenversi -
cherung ausschließlich die Unternehmen, bislang freilich ohne positive Auswirkung auf die
Zahl der Arbeitsplätze. Die Arbeitnehmer jedoch haben dadurch von Mal zu Mal weniger
Geld zum Konsumieren übrig. Ab 2005 tragen sie beispielsweise die Kosten für den Zahn-
ersatz ganz allein, aus diesem Grund erhöht sich ihr Krankenkassenbeitrag um 0,9 Pro-
zentpunkte. Im gleichen Ausmaß sollen die Krankenkassenbeiträge reduziert werden.

Klingt nach einem Nullsummenspiel, ist aber keins. Da die Arbeitgeber von den Kranken-
kassenbeiträgen bis dato 50 Prozent bezahlt haben, bekommen sie durch die Beitrags-
satzreduzierung  eine  Entlastung  um  0,45  Prozentpunkte.  Die  Beschäftigten  hingegen
müssen künftig einen um 0,9 Prozentpunkte erhöhten Beitragssatz entrichten, bekommen
aber durch die Beitragsreduzierung lediglich 0,45 Prozentpunkte zurück. Mit anderen Wor-
ten: Den Arbeitnehmern steckt man 50 Cent in die linke Tasche und holt ihnen gleichzeitig
aus der rechten Tasche einen ganzen Euro heraus. Die von der Union geplante Kopfpau-
schale hat auf die unteren und mittleren Einkommen eine noch verhängnisvollere Wirkung.
Die Einführung der Kopfpauschale wäre daher, was die Nachfrage angeht, ebenso kontra-
produktiv. Darüber hinaus ist bei diesem Konzept die Finanzierung nach wie vor völlig un-
gewiß.

Wie man vor diesem Hintergrund die Wirtschaft ankurbeln und die Konsumausgaben anre-
gen will, ist mir ehrlich gesagt schleierhaft. Die Menschen können schließlich nur das aus-
geben, was man ihnen in der Tasche läßt. So haben - gesamtwirtschaftlich betrachtet -
sinkende Einkommen der Arbeitnehmer rückläufige Umsätze bei den Unternehmen und
verminderte Steuereinnahmen des Staates zur Folge. Ergo wird an allen Ecken und En-
den gespart. Und das vorwiegend zum Nachteil der Arbeitnehmer (in Form von Entlassun-
gen respektive Lohnkürzungen) und der Erwerbslosen (in Form von Einschränkungen im
Sozialbereich). Dadurch gehen die Umsätze in den konsumnahen Branchen des Binnen-
markts noch weiter zurück, werden - bei gleichzeitig wachsendem Finanzierungsbedarf -
erneut weniger Steuern eingenommen, was abermals harte Sparmaßnahmen provoziert.
Ein positiver Rückkopplungseffekt bzw. eine sich selbst verstärkende soziale Abwärtsspi-
rale. Hierdurch wird keinem richtig geholfen, und am Ende leiden alle.

Dieser fatale Teufelskreis muß endlich durchbrochen werden. Wir brauchen wieder eine
Politik, die die Massenkaufkraft stärkt. Nicht mit Worten, sondern mit Taten. Geld, man
beachte die riesigen Außenhandelsüberschüsse, ist genug vorhanden. Nur eben in den
falschen Händen. Wir brauchen eine echte Umverteilung von oben nach unten, denn die
Porsche-Fahrer allein reißen es nicht heraus. Deshalb könnte die Erhöhung des Spitzen-



steuersatzes sowie der Erbschaftsteuer, die Wiedereinführung der Vermögensteuer und
die Abschaffung des Ehegattensplittings äußerst hilfreich sein. Das Geld muß dorthin, wo
Konsumbedarf besteht. Nicht dorthin, wo es vor allem die Aktiendepots vergrößert.

Wenn die Massenkaufkraft steigt, wird mehr konsumiert. Wenn mehr konsumiert wird, er-
höhen sich die Umsätze der Unternehmen. Wenn sich die Umsätze der Unternehmen er-
höhen und ihre Kapazitäten ausgelastet sind, investieren sie auch wieder. Und wenn mehr
investiert wird, sinkt die Arbeitslosigkeit und steigen die Steuereinnahmen. Mehr Beschäfti -
gung hat eine nachlassende Beitragsbelastung zur Folge, was sich wiederum positiv auf
die Nettoeinkommen und damit auf die Kaufkraft auswirkt. Mit einem Wort: Was wir brau-
chen, ist eine Aufwärtsspirale.

Durch Sparen und Kürzen kann man eine Wirtschaft nicht beleben, denn der Aufschwung
läßt sich nicht herbeisparen. Franklin D. Roosevelt mit seinem "New Deal" und John May-
nard Keynes mit seinem "Deficit Spending" haben das noch gewußt. Was falsche Politik
bewirken kann, dafür gibt es in ausreichendem Maße abschreckende Beispiele. Argentini-
en etwa galt in der ersten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts als die Schweiz Südame-
rikas. Heute ist das Land heruntergewirtschaftet und praktisch pleite. Es gibt keine Garan-
tie, daß es uns nicht ähnlich ergeht.



Neuzulassungen von Personenkraftwagen
Anzahl prozentuale Veränderung

1993 3.194.204 - 18,7 %

1994 3.209.224 + 0,5 %

1995 3.314.061 + 3,3 %

1996 3.496.320 + 5,5 %

1997 3.528.179 + 0,9 %

1998 3.735.987 + 5,9 %

1999 3.802.176 + 1,8 %

2000 3.378.343 - 11,1 %

2001 3.341.718 - 1,1 %

2002 3.252.898 - 2,7 %

2003 3.236.938 - 0,5 %



Nettorealverdienste (jährlich je Arbeitnehmer)
Euro in Preisen von 2000 prozentuale Veränderung

1993 17446 € + 0,3 %

1994 17024 € - 2,4 %

1995 16872 € - 0,9 %

1996 16602 € - 1,6 %

1997 16098 € - 3,0 %

1998 16141 € + 0,3 %

1999 16349 € + 1,3 %

2000 16486 € + 0,8 %

2001 16701 € + 1,3 %

2002 16627 € - 0,4 %

2003 16534 € - 0,6 %
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